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Mitglieder-Info Nr. 58/2008 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung Unterstützter Beschäftigung für 
Menschen mit Behinderungen 
 
Mitglieder-Info Nr. 49/2008 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

einer Information des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales vom 30.07.2008 
zur Folge, hat das Bundeskabinett den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung Un-
terstützter Beschäftigung für Menschen mit Behinderungen verabschiedet und wird 
diesen nunmehr in die parlamentarischen Beratungen einbringen.  

Der Entwurf ist zu Ihrer Kenntnis beigefügt.  

Wie bereits aus den zuvor geführten Gesprächen erkennbar war, hat das BMAS den 
bisher vorgelegten Referentenentwurf weitgehend unverändert gelassen, obwohl 
vielfältige Gespräche stattgefunden haben und seitens der Verbände als auch der 
Länder ernsthafte Bedenken vorgetragen wurden.  

So bleibt der Entwurf deutlich hinter den Erwartungen zurück, weil insbesondere ei-
ne Lösung für die Finanzierungsprobleme nach Ablauf des Förderverfahrens durch 
die Bundesagentur für Arbeit nicht aufgezeigt wird.  

Mitglieder: Bezirk Mittelfranken, Ansbach - Bezirk Schwaben, Augsburg - Bezirk Oberfranken, Bayreuth - Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales, Berlin - Der Senator für Arbeit, 
Frauen, Gesundheit, Jugend, und Soziales Bremen - Landesamt für Soziales und Versorgung des Landes Brandenburg, Cottbus - Sozialagentur Sachsen-Anhalt, Halle/Saale - Behörde für Soziales, 
Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz Hamburg - Niedersächsisches Landesamt für Soziales Jugend und Familie, Hildesheim - Landeswohlfahrtsverband Hessen, Kassel - Ministerium für 
Soziales, Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren  des Landes Schleswig-Holstein, Kiel - Landschaftsverband Rheinland, Köln - Bezirk Niederbayern, Landshut – Kommunaler Sozialverband 
Sachsen, Leipzig - Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung Rheinland-Pfalz, Mainz - Landesamt für Soziales und Familie Thüringen, Meiningen - Bezirk Oberbayern, München - Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe, Münster - Bezirk Oberpfalz, Regensburg - Landesamt für Soziales, Gesundheit und Verbraucherschutz, Saarbrücken - Kommunaler Sozialverband Mecklenburg-
Vorpommern, Schwerin - Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg, Stuttgart - Bezirk Unterfranken, Würzburg 
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Nach § 38 a Abs. 3 (neu) SGB IX wird ein Anspruch auf Leistungen der Berufsbe-
gleitung durch den zuständigen Leistungsträger festgeschrieben. Gemäß der Be-
gründung geht das BMAS davon aus, dass jeder Beschäftigte, der der Berufsbeglei-
tung bedarf, von Integrationsämtern unterstützt werden kann. Eine Veränderung der 
Verteilung der Mittel der Ausgleichsabgabe zwischen Bund und Ländern ist aller-
dings nicht vorgesehen.  

Zum Gelingen des Gesetzesvorhabens wird es aus unserer Sicht deshalb im Bera-
tungsverfahren mit den Bundesländern im Bundesrat entscheidend darauf ankom-
men, ob eine Änderung der Verteilungsquote zwischen Bund und Ländern erreicht 
werden kann, wenn nicht gar eine andere Lösung zur Finanzierung der nach der 
Förderung durch die Bundesagentur für Arbeit notwendigen Arbeitsbegleitung ge-
funden werden kann.  

Mit freundlichem Gruß 
gez.: Bernd Finke 

 


